






AUFWANDSENTSCHÄDIGUNG  
für Preisrichter, Sachverständige und Vorprüfer 
 
 
Die Architektenkammer Baden-Württemberg empfiehlt den Auslobern von Planungswett-
bewerben und anderen Planungskonkurrenzen, den Preisrichtern, Sachverständigen und 
Vorprüfern für ihre Mitwirkung an der Vorbereitung (ggf.), an Vorbesprechungen, Kollo-
quien und Preisgerichtssitzungen, an Verhandlungsverfahren (gemäß VOF) und an der 
Nachbereitung (ggf.) die nachstehenden Aufwandsentschädigungen zu gewähren. 
 
Diese Empfehlungen sind angelehnt an die Reisekosten- und Entschädigungsordnung der 

Architektenkammer. Es handelt sich um Sätze pro Sitzungstag. Als Zeitaufwand berück-

sichtigt werden nur Sitzungs- und Fahrtzeiten. Persönliche Vorbereitungszeiten sind in den 

Sätzen bereits berücksichtigt. Die Umsatz-/Mehrwertsteuer ist in den Beträgen nicht ent-

halten. 
 
Preisrichter 
… mit der beruflichen Qualifikation der Teilnehmer – „Fachpreisrichter“  
 
Zeitaufwand    bis 4 Stunden  ����    400  €  
 

Zeitaufwand    4 bis 8 Stunden  ����    800  €  
 

Zeitaufwand    über 8 Stunden  ����  1000  €  
 
Die stellvertretenden Preisrichter, die zur Gewährleistung eines für alle gleichen Infor-
mationsstandes an den Vorbesprechungen, Kolloquien und Preisgerichtssitzungen teil-
nehmen, erhalten die selben Entschädigungen.  
 
Der Preisgerichtsvorsitzende erhält für seine Mitwirkung an der Vor- und/oder Nachbe-
reitung, an der Ausstellungseröffnung und/oder an der Pressekonferenz weitere Entschä-
digungen nach Aufwand. 
 
Sachverständige  
… erhalten die gleichen Aufwandsentschädigungen wie die (Fach-)Preisrichter. 
 
Vorprüfer  
… werden – soweit sie nicht als Berater aus einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis zum 
Auslober heraus an der Beurteilung beteiligt werden – auf der Basis ihres Angebots für 
die Vorprüfung oder im Zusammenhang mit ihrem Auftrag für die Wettbewerbsbetreuung 
vergütet.  
 
Reisekosten,  Fahrtkosten,  Übernachtungskosten,  Nebenkosten  
… werden in nachgewiesener Höhe erstattet wie folgt: 
 
Fahrtkosten   �  Flug  Economy-Klasse 
    �  Bahn 
    �  ÖPNV, Taxi 
    �  KFZ  0,35 € / km Benutzung eigener PKW  
 

Übernachtungskosten �  für Übernachtung/en incl. Frühstück 
 

Nebenkosten   �  für Parkierungsgebühren, Gepäckbeförderung und  
Ähnliches 

 

 
Architektenkammer 
Baden-Württemberg 
Körperschaft  
des Öffentlichen Rechts 
Danneckerstraße 54 
70182  Stuttgart 
 
Vergabe und Wettbewerb 
Telefon  07 11 / 21 96 - 209 
Telefax  07 11 / 21 96 - 121 
wettbewerb@akbw.de 
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Vergabe von Architektenleistungen nach Vergabeverordnung VgV Quelle: http://vgv-architekten.de/ (Anmerkungen Büro Steybe) 

 
Verhandlungsverfahren mit 
vorgelagertem Planungswettbewerb 
Nicht offener Planungswettbewerb 

Verhandlungsverfahren mit 
vorgelagertem Planungswettbewerb 
offener Planungswettbewerb 

 Verhandlungsverfahren ohne 
vorgelagerten Planungswettbewerb 

mit Teilnahmewettbewerb 

Verhandlungsverfahren ohne 
vorgelagerten Planungswettbewerb 

mit Teilnahmewettbewerb und 
eingeschobener 
Mehrfachbeauftragung 

Im vorgelagerten Planungswettbewerb entwickeln Architekten im fachlichen Leistungsvergleich alternative 
Lösungen. Aus einem größtmöglichen Spektrum an Vorschlägen ermittelt ein qualifiziertes Preisgericht 
anhand objektiver fachlicher Kriterien – etwa wirtschaftliche, funktionale, technische, ökologische und 
gestalterische Aspekte – das beste Lösungskonzept. Dieses Verfahren führt zur Beauftragung eines 
qualifizierten Partners, sein prämiertes Lösungskonzept umzusetzen. 
 
Das Verhandlungsverfahren und der vorgelagerte Planungswettbewerb sind zwei getrennte, nacheinander 
durchzuführende Verfahren. 
Der vorgelagerte Planungswettbewerb tritt an die Stelle des Teilnahmewettbewerbs und ermittelt die 
geeigneten Bieter (Gewinner und Preisträger) anhand prämierter Lösungsvorschläge. Der Gewinner oder alle 
Preisträger werden zur Teilnahme an den Verhandlungen aufgefordert (VgV § 14 Abs. 4 Nr. 8). 
 
Der Planungswettbewerb dient zur Generierung von Lösungen und damit zur Auswahl 
der geeigneten Bieter, führt jedoch nicht unmittelbar zur Beauftragung der 
Architektenleistung. Diese erfolgt erst durch das anschließende Verhandlungsverfahren. 
 
Planungswettbewerbe erreichen eine hohe Legitimation der Vergabeentscheidung, da anhand transparenter, 
planerisch prüfbarer und objektiver Kriterien – auch bezüglich des Preis- Leistungsverhältnisses – die beste 
Planung beauftragt werden kann. 
Planungswettbewerbe gewährleisten die Wahl der besten Lösung der Planungsaufgabe und sind gleichzeitig 
ein geeignetes Instrument zur Sicherstellung der Planungsqualität und der Förderung der Baukultur (§ 78 Abs. 
1).  
Zudem binden Planungswettbewerbe Politik und Verwaltung in das Verfahren 
mit ein und können durch deren Beteiligung im Preisgericht die Akzeptanz und 
die Umsetzung des Bauvorhabens fördern. Die Bürger werden durch die Ausstellung 
der Wettbewerbsbeiträge umfassend über das Bauvorhaben informiert. 
 

Hier beruht die Vergabeentscheidung auf den von den 
Bietern in der Vergangenheit erbrachten Leistungen sowie 
projektbezogenen Aussagen. Dem Auftraggeber werden 
hier keine konkreten Lösungsvorschläge für die 
anstehende 
Bauaufgabe erarbeitet und vorgelegt. 
Über die Qualität der Planung wird somit auf Basis von 
Prognosen diskutiert und entschieden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. Begründungs- und Dokumentationspflicht zur 
Wahl des Verfahrens 
(§ 78 Abs. 2 i.V.m. § 8). 

Auch im Rahmen des Verhandlungsverfahrens ohne 
vorgelagerten Planungswettbewerb besteht die 
Möglichkeit, Lösungsvorschläge ausarbeiten zu lassen.  
(VgV § 76 Abs. 2, § 77 Abs. 2) 
Die Qualität der einzelnen Beiträge ist in einem 
nachvollziehbaren, an sachlichen Kriterien orientierten 
Entscheidungsprozess zu bewerten. Ein unabhängiges 
Gremium zur Beurteilung der Lösungsvorschläge ist 
nicht vorgesehen, aber zu empfehlen. 
 
Dieses Verfahren führt zur Beauftragung eines 
qualifizierten Partners, sein prämiertes 
Lösungskonzept umzusetzen. 
Mehrfachbeauftragungen erreichen eine hohe 
Legitimation der Vergabeentscheidung, 
da anhand transparenter, planerisch prüfbarer und 
objektiver Kriterien 
– auch bezüglich des Preis- Leistungsverhältnisses – die 
beste Planung beauftragt werden kann. 
 
Argumente von Planungswettbewerben hier auch 
mehrheitlich zutreffend. 
 

1. Begründungs- und Dokumentationspflicht 
zur Wahl des Verfahrens 
(§ 78 Abs. 2 i.V.m. § 8). 

1. EU-Wettbewerbsbekanntmachung Veröffentlichung mit EU-Formblatt  2. EU-Wettbewerbsbekanntmachung Veröffentlichung mit EU-Formblatt: 
Zwingend: 
> Auswahlkriterien 
> Eignungskriterien und Mindestanforderungen für 
die spätere Teilnahme am Verhandlungsverfahren 
> gesetzte Teilnehmer 
> Entscheidungskriterien 
> Hinweis, wo die Vergabeunterlagen zu erhalten 
sind 
Nicht zwingend: 
> Zuschlagskriterien mit Gewichtung 

Zwingend: 
> Eignungskriterien und Mindestanforderungen für 
die spätere Teilnahme am Verhandlungsverfahren 
> Entscheidungskriterien 
> Hinweis, wo die Vergabeunterlagen zu erhalten sind 
Nicht zwingend: 
> Zuschlagskriterien mit Gewichtung  

 > Eignungskriterien und Mindestanforderungen für die 
Teilnahme am Verhandlungsverfahren 
> geplante Anzahl der Bewerber 
> Vorbehalt des Zuschlags ohne Verhandlung 
> Zuschlagskriterien mit Gewichtung 
> Aufgabenstellung, Beurteilungskriterien und deren 
Gewichtung  
> Hinweis, wo die Vergabeunterlagen zu erhalten sind 

> Eignungskriterien und Mindestanforderungen für die 
Teilnahme am Verhandlungsverfahren 
> geplante Anzahl der Bewerber 
> Vorbehalt des Zuschlags ohne Verhandlung 
> Zuschlagskriterien mit Gewichtung 
> Aufgabenstellung, Beurteilungskriterien und deren 
Gewichtung sowie Honorierung, wenn 
Lösungsvorschläge verlangt werden 
> Hinweis, wo die Vergabeunterlagen zu erhalten sind 

 

http://vgv-architekten.de/
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2. Teilnahmewettbewerb zur Auswahl der 
Teilnehmer  
> Auswahl anhand von Auswahlkriterien 
 (VgV § 71 Abs. 3). 
> Losverfahren, wenn die Anzahl der geeigneten 
Bewerber die in der Auslobung angegebene 
Höchstzahl überschreitet. (VgV § 75 Abs. 6) 

 

trifft nicht zu, da offenes Verfahren 

 
 3. Teilnahmewettbewerb zur Auswahl der Bieter 

> kein Vorliegen von Ausschlussgründen (§§ 123, 124 GWB) 
> Auswahl anhand der Eignungskriterien auf Basis der Eigenerklärung 
Mit der Eignungsleihe können Bewerber und Bieter im Hinblick auf die erforderliche wirtschaftliche und finanzielle 
sowie die technische und berufliche Leistungsfähigkeit die Kapazitäten anderer Architekturbüros in Anspruch 
nehmen. (VgV § 47 Abs. 1). 
Architekten haben auch die Möglichkeit, sich zu Bewerber- oder Bietergemeinschaften zusammenzuschließen, die 
wie Einzelbewerber und -bieter zu behandeln sind (VgV § 43 Abs. 2). 
 
Referenzprojekt: Es ist nicht erforderlich, dass die Referenzprojekte die gleiche 
Nutzungsart wie das zu planende Projekt aufweisen. Maßgeblich sind vielmehr 

vergleichbare Anforderungen (vgl. VgV § 75 Abs. 5). → wichtige Änderung zu früherer VOF! 
Referenzzeitraum: Die VgV sieht als Grundsatz einen Referenzzeitraum von drei Jahren vor, lässt aber einen Zeitraum 
von mehr als drei Jahren zu, um einen ausreichenden Wettbewerb sicherzustellen (VgV § 46 Abs. 3 Nr. 1). → 
wichtig: muss ausreichend begründet werden, so dass dies ggfs. von der Vergabekammer anerkannt wird 
> Reduktion der Bewerberanzahl, ggf. durch Losverfahren (VgV § 75 Abs. 6) 

3. Information über die Auswahl 
an die Bewerber  
Auf Verlangen ist jeder Bewerber innerhalb von 15 

Tagen (elektronische Info: 10 Tage) nach Eingang 
des schriftlichen Antrags über die Gründe seiner 
Ablehnung zu unterrichten (§ 62 Abs. 2). 

 
4. Planungswettbewerb und Preisgerichtssitzung 
nichtoffener oder offener Planungswettbewerb, ein- oder zweiphasig 
 
Planungswettbewerbe werden in der Regel auf Grundlage der Richtlinie für Planungswettbewerbe 
RPW 2013 durchgeführt. Dementsprechend basieren Planungswettbewerbe auf folgenden Prinzipien : 
> klare und eindeutige Aufgabenstellung 
> angemessene Preisgelder 
> kompetentes Preisgericht 
> Auftragsversprechen 
> Anonymität der Wettbewerbsbeiträge 
Die insgesamt ausgelobte Wettbewerbssumme entspricht, unabhängig von der Zahl der 
Wettbewerbsteilnehmer, mindestens dem Honorar der Vorplanung. Die im Planungswettbewerb erarbeiteten 

Lösungen unterliegen grundsätzlich dem Urheberrechtsschutz, der unberührt bleibt (§ 77 Abs. 3). → trifft so 
nicht zu: Honorar muss der geforderten Leistung entsprechen; Urheberrecht entsteht erst bei 
Beauftragung LPH2 und LPH3! 

 
5. Information über Planungswettbewerb an die Teilnehmer 
Der Auftraggeber informiert die Teilnehmer des Planungswettbewerbs unverzüglich durch Versand des 
Protokolls der Preisgerichtssitzung über das Ergebnis (§ 79 Abs. 5). 

4. Information über Auswahl an die Bewerber 
(§ 62 Abs. 2). (→ siehe links Nr. 3) 
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6. Aufforderung zum Verhandlungsverfahren 
> Gewinner (gem. Bekanntmachung) oder alle Preisträger 
> Eignungsprüfung des Gewinners oder der Preisträger mit Nachweisen (§ 80 Abs. 1) 
> Aufforderung zu Erstangebot auf Basis der Zuschlagskriterien 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 5. Aufforderung zu einem Angebot 
> Aufforderung zu Erstangebot auf Basis der 
Zuschlagskriterien 
Die Frist für den Eingang der Erstangebote beträgt 
mindestens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag nach 
Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe (§ 17 
Abs. 6). 

5. Aufforderung zur Erstellung eines 
Lösungsvorschlages und eines Angebotes 
> Aufforderung zu Erstangebot auf Basis der 
Zuschlagskriterien 

 
6. Erarbeitung von Lösungsvorschlägen und 
Gremiumssitzung ggf. mit stufenweisen 

Verringerung der Teilnehmerzahl. 
Es sind grundsätzlich mindestens drei Bieter zu 
Lösungsvorschlägen aufzufordern (§ 51 Abs. 2 und 3). 
Prinzipien angelehnt an Planungswettbewerbe 
Die Ausarbeitung von Lösungsvorschlägen für die 
Planungsaufgabe in Form von Entwürfen, Plänen, 
Zeichnungen, Berechnungen oder anderen Unterlagen 
(§ 76 Abs. 2), ist angemessen zu vergüten. Maßstab für 
die Angemessenheit des Honorars ist die HOAI. 

7. Auftragsverhandlung mit Zuschlag 
> Auftragsverhandlungen mit Gewinner bzw. allen Preisträgern 
> Verhandlungen über den gesamten Angebotsinhalt; ausgenommen sind Mindestanforderungen und 
Zuschlagskriterien 
> nach Abschluss der Verhandlung (einphasig empfohlen) Aufforderung zur Einreichung überarbeiteter 
Angebote mit Fristangabe 
> Der Zuschlag erfolgt anhand der in der Wettbewerbsbekanntmachung oder in der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe benannten Zuschlagskriterien (§§ 58, 76). 

6./7. Auftragsverhandlung mit Zuschlag 
> Verhandlungen über den gesamten Angebotsinhalt; davon ausgenommen sind Mindestanforderungen und 
Zuschlagskriterien 
> nach Abschluss der Verhandlung (einphasig empfohlen) Aufforderung zur Einreichung neuer oder überarbeiteter 
Angebote mit Fristangabe 
> Zuschlag anhand der veröffentlichten Zuschlagskriterien 

7./ 8. Information über Auftragsverhandlung 
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